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Goll: Politik muss Zunahme der Gewalt im öffentlichen Raum ernst nehmen

Die heute vorgestellte Polizeiliche Kriminalstatistik verzeichnet einen Zuwachs der Gewalt im
öffentlichen Raum und eine Zunahme der Gewalt gegen Polizeibeamte. Zur Kriminalstatistik sagte der
innenpolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Prof. Dr. Ulrich Goll:

„Der Blick auf den Rückgang der Gesamtzahl der Straftaten im Land darf nicht darüber
hinwegtäuschen, dass wir in einzelnen Bereichen der Kriminalität einen gegenläufigen Trend zu
verzeichnen haben. So nimmt die für die Sicherheit der Gesellschaft besonders bedeutsame
Gewaltkriminalität im öffentlichen Raum seit geraumer Zeit zu. Dies geht mit einer Nichtachtung
staatlicher Repräsentanten – allen voran der Polizei – einher. Jeden Tag wurden im letzten Jahr
durchschnittlich sieben Polizisten verletzt und 75 Gewaltdelikte im öffentlichen Raum verzeichnet.
Dieser Situation muss sich die Politik stellen und handeln. Niemand darf sich in der Öffentlichkeit
fürchten müssen, andernfalls läuft unsere freie Gesellschaft Gefahr, an Legitimität zu verlieren.

Zur Verbesserung der Situation müssen die Baustellen bei der Polizei, der Justiz und im Bereich der
Migration angegangen werden. Die Polizei muss sieben Tage die Woche im öffentlichen Raum
präsenter sein. Dazu braucht es vor allem mehr Personal und eine Abkehr von organisatorischen
Fehlern wie die 250 Polizeibeamte unnötig bindende Zentrale Verkehrsunfallaufnahme auf dem Land.
Der Rechtsstaat muss zeigen, dass er auf Straftaten unverzüglich und konsequent reagiert. Dazu ist
die Justiz so auszustatten, dass ausermittelte Sachverhalte auch schnell zur Anklage und
Entscheidung kommen. Da rund 39 Prozent der Tatverdächtigen von Gewaltdelikten im öffentlichen
Raum keinen deutschen Pass besitzen, muss konsequent daran gearbeitet werden, dass ausländische
Täter regelmäßig abgeschoben werden können. Der an manchen Orten festzustellenden
Verwahrlosung des öffentlichen Raums sollte mit dem Einsatz des kommunalen Ordnungsdienstes
begegnet werden.

Schlussendlich sollte mit Präventionsmaßnahmen unter anderem an Schulen verstärkt für eine
Wertschätzung unserer Gesellschaft, für ein friedliches Miteinander, eine gewaltfreie
Konfliktbewältigung sowie die Achtung staatlicher Einrichtungen, ihrer Repräsentanten und fremden 
Eigentums geworben werden.“


